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E N T W U R F   

Stand: 04.09.2023                          

 
Referentenentwurf 

des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr  

 

 

 

 
Achtundzwanzigste Verordnung  

zur Änderung der FS-An- und Abflug-Kostenverordnung 

 

A. Problem und Ziel 

Für die Inanspruchnahme von Diensten und Einrichtungen der Flugsicherung durch 
Luftfahrzeuge beim An- und Abflug an den namentlich genannten Flugplätzen im Ge-
bührenbereich 2 werden Kosten (Gebühren und Auslagen) gemäß § 1 Absatz 1a der 
Verordnung über die Erhebung von Kosten für die Inanspruchnahme von Diensten und 
Einrichtungen der Flugsicherung beim An- und Abflug (FS-An- und Abflug-Kostenver-
ordnung – FSAAKV) erhoben. 

Die Art des notwendigen Flugsicherungsdienstes bestimmt sich gemäß § 1 Absatz 1b 
FSAAKV nach der Anlage zur FSAAKV. 

Mit der Änderungsverordnung werden Änderungen in der FS-An- und Abflug-Kosten-
verordnung vorgenommen, um die notwendigen Dienste und Einrichtungen der Flugsi-
cherung an den Flugplätzen anzupassen und eine Rechtsgrundlage für die Erhebung 
von entsprechenden Kosten zu ermöglichen. 

 

B. Lösung 

Anpassung und Aktualisierung von § 1 Absatz 1a und der Anlage der FS-An- und Ab-
flug-Kostenverordnung.  

 

C. Alternativen 

Keine. 

 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Um einen einheitlichen Gebührensatz in den Gebührenbereichen 1 und 2 gemäß § 1 
Absatz 1 und 1a FSAAKV zu ermöglichen, werden verfügbare Bundesmittel einge-
setzt, um die nach Einnahme der Gebühren im Gebührenbereich 2 verbleibende Fi-
nanzierungslücke auszugleichen. Hierzu sind in den Eckpunkten zum Bundeshaus-
halt 2023 bis zu 50 Mio. Euro im Rahmen des Förderprogramms „Unterstützung der 
Erbringung gebührenfinanzierter Flugsicherungsleistungen im Gebührenbereich 2 
(§ 1 Abs. 1a FSAAKV)“ vorgesehen. In dessen Rahmen werden die Gebühren für 
Flugsicherungsdienste an kleineren Flugplätzen mit jährlich bis zu 50 Mio. Euro aus 
Mitteln des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr entlastet (Kapitel 1205, Ti-
tel 671 02). Die Haushaltsmittel dienen der Mitfinanzierung der hoheitlichen Aufgabe 
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der Flugverkehrskontrolltätigkeit an Flugplätzen, die nicht zu den Flugplätzen nach § 
27d Absatz 1 des Luftverkehrsgesetzes gehören und somit nicht ausschließlich über 
Gebühren, die von den Luftraumnutzern zu zahlen sind, finanziert werden. Durch das 
Programm wird ein Beschluss des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundesta-
ges vom 14.11.2019 umgesetzt. 

 

E. Erfüllungsaufwand  

 E.1 Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 

E.2 Wirtschaft 

Keiner. 

E.3 Verwaltung 

Zusätzlicher Erfüllungsaufwand auf Bundesebene 1.804,15 Euro p.a., auf Länder-
ebene inklusive Kommunen begründet die Verordnung keinen zusätzlichen Erfüllungs-
aufwand. 

 

F. Weitere Kosten 

  

Keiner. 
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Referentenentwurf 

des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr  

 

Achtundzwanzigste Verordnung  

zur Änderung der FS-An- und Abflug-Kostenverordnung 

  

Vom …  

 
Auf Grund des § 32 Absatz 4 Nummer 7 in Verbindung mit Absatz 4a Nummer 2 des Luftver-
kehrsgesetzes, von denen Absatz 4 Satzteil vor Nummer 1 zuletzt durch Artikel 567 Nummer 
2 Buchstabe b der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert, Absatz 4 
Nummer 7 durch Artikel 2 Nummer 15 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Ziffer ii des Geset-
zes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2424) angefügt, Absatz 4a Satzteil vor Nummer 1 zuletzt 
durch Artikel 567 Nummer 2 Buchstabe b der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 
1474) geändert und Absatz 4a Nummer 2 zuletzt durch Artikel 2 Absatz 175 Nummer 3 
Buchstabe b des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geändert worden ist, in 
Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 2002 
(BGBl. I S. 3165) und dem Organisationserlass vom 8. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5176) 
verordnet das Bundesministerium für Digitales und Verkehr: 

 

Artikel 1 

Die FS-An- und Abflug-Kostenverordnung vom 28. September 1989 (BGBl. I S. 1809), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2597) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 1a werden nach dem Wort „Augsburg,“ die Wörter „Bamberg-Brei-
tenau,“ eingefügt. 
 

2. In der Anlage (zu § 1 Absatz 1b) werden in Nummer 2 nach den Wörtern „Allen-
dorf/Eder“ die Wörter „Bamberg-Breitenau“ eingefügt. 
 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des auf die Verkündung 

folgenden Kalendermonats] in Kraft. 

 

Berlin, den  

Der Bundesminister  

für Digitales und Verkehr  
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Begründung 

 

A. Allgemeines 

 
Mit der Änderungsverordnung macht das Bundesministerium für Digitales und Verkehr von der 
ihm nach § 32 Absatz 4 Nummer 7 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) eingeräumten Ermäch-
tigung zum Erlass von Rechtsverordnungen über die Kosten für die Inanspruchnahme von 
Diensten und Einrichtungen der Flugsicherung Gebrauch. 

Die Änderungsverordnung nimmt den Flugplatz Bamberg-Breitenau in den Gebührenbereich 2 
gemäß § 1 Absatz 1a der FS-An- und Abflug-Kostenverordnung auf. Zudem bestimmt die Än-
derungsverordnung die Art des notwendigen Flugsicherungsdienstes im Sinne des § 1 Absatz 
1b der FS-An- und Abflug-Kostenverordnung, indem sie den Flugplatz Bamberg-Breitenau in 
Nummer 2 der Anlage (zu § 1 Absatz 1b) aufnimmt. 

Bezogen auf den Gebührenbereich 2 wird ausweislich der Begründung des Sechzehnten Ge-
setzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes (Bundestags-Drucksache 19/28788, S. 6) ein 
möglichst einheitliches Gebührenniveau angestrebt, wobei verfügbare Bundesmittel einge-
setzt werden, um die nach Einnahme der Gebühren verbleibende Finanzlücke in diesem Ge-
bührenbereich auszugleichen. Zum jetzigen Zeitpunkt liegen weder eine hinreichend belast-
bare Kosten- oder Verkehrsschätzung vor.  

Gemäß § 8 Absatz 1 der Verordnung zur Regelung des Verfahrens der Beauftragung von 
Flugsicherungsorganisationen (Flugsicherungsbeauftragungsverordnung – FSBV) erstattet 
der Bund auf Antrag die Differenz zwischen den tatsächlichen Einnahmen aus Gebühren und 
den tatsächlichen Kosten; die Einnahmen aus Gebühren beinhalten dabei Erstattungen des 
Bundes für Gebührenbefreiungen nach § 4 der FS-An- und Abflug-Kostenverordnung. 

Für Bürgerinnen und Bürger sowie die Wirtschaft wird durch diesen Verordnungsentwurf kein 
Erfüllungsaufwand begründet. 

Für die Verwaltung entsteht zusätzlicher Erfüllungsaufwand auf Bundesebene in Höhe von 
1.804,15 Euro p.a., auf Länderebene inklusive Kommunen begründet die Verordnung keinen 
Erfüllungsaufwand. Für das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung ist ein Personalmehrauf-
wand von etwa 30 Arbeitsstunden pro Jahr zu erwarten, wovon 2/3 auf Tätigkeiten entfallen, 
die im höheren Dienst (hD) wahrzunehmen sind, und 1/3 auf Tätigkeiten, die dem gehobenen 
Dienst (gD) zuzuordnen sind. Dabei handelt es sich um den durchschnittlichen Personalauf-
wand pro Flugplatz im Gebührenbereich 2. Darüber hinaus entfallen auf den Flugplatz Bam-
berg-Breitenau noch etwa 70 Minuten pro Jahr für allgemeine Tätigkeiten. Diese können etwa 
im Verhältnis 7 (hD) zu 8 (gD) den Laufbahngruppen zugeordnet werden. Daraus folgt gemäß 
Anhang VII „Lohnkostentabelle Verwaltung“ des Leitfadens zur Ermittlung und Darstellung des 
Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung, Stand Dezember 2018: 

20h p.a. (hD Bund) x 65,40 Lohnkosten in Euro pro Stunde = 1.308 Euro p.a., 

10h p.a. (gD Bund) x 43,40 Lohnkosten in Euro pro Stunde = 434 Euro p.a., 

32,6 min. p.a. (hD Bund) x 65,40 Lohnkosten in Euro pro Stunde = 35,53 Euro p.a., 

36,8 min. p.a. (gD Bund) x 43,40 Lohnkosten in Euro pro Stunde = 26,62 Euro p.a., 

Summe: 1.804,15 Euro p.a. zusätzlicher Erfüllungsaufwand auf Bundesebene. 

 

B. Im Einzelnen: 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 1 Absatz 1a) 
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Flugsicherungsdienste und die dazu erforderlichen flugsicherungstechnischen Einrichtungen 
werden an den Flugplätzen gemäß § 27d Absatz 1a des Luftverkehrsgesetzes vorgehalten, 
bei denen das Bundesministerium für Digitales und Verkehr dafür die Notwendigkeit aner-
kennt nach Artikel 3a Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2017/373 der Kommis-
sion vom 1. März 2017 zur Festlegung gemeinsamer Anforderungen an Flugverkehrsma-
nagementanbieter und Anbieter von Flugsicherungsdiensten sowie sonstiger Funktionen des 
Flugverkehrsmanagementnetzes und die Aufsicht hierüber sowie zur Aufhebung der Verord-
nung (EG) Nr. 482/2008, der Durchführungsverordnungen (EU) Nr. 1034/2011, (EU) 
Nr. 1035/2011 und (EU) 2016/1377 und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 677/2011 
(ABl. L 062 vom 8.3.2017, S. 1, L 015 vom 20.1.2020, S. 9, ABl. L 106 vom 6.4.2020, S. 15, 
ABl. L 108 vom 7.4.2022, S. 69), die zuletzt durch die Durchführungsverordnung (EU) 
2022/2345 (ABl. L 311 vom 2.12.2022, S. 58) geändert worden ist. Demgemäß stellen die 
Mitgliedstaaten die Notwendigkeit der Erbringung von Flugverkehrsdiensten anhand folgen-
der Faktoren fest: 

a) Art des jeweiligen Flugverkehrs; 

b) Flugverkehrsdichte; 

c) Wetterbedingungen; 

d) sonstige relevante Faktoren im Zusammenhang mit den Zielen der Flugverkehrsdienste 
gemäß Anhang IV Punkt ATS.TR.100. 

Hingegen berücksichtigen die Mitgliedstaaten bei der Feststellung, ob die Erbringung von 
Flugverkehrsdiensten notwendig ist, gemäß Artikel 3a Absatz 2 der Durchführungsverordnung 
(EU) 2017/373 nicht das Mitführen bordseitiger Kollisionswarnsysteme im Luftfahrzeug. 

Anhand dieser Faktoren und des für den Flugplatz Bamberg-Breitenau gestellten Antrags er-
kennt das Bundesministerium für Digitales und Verkehr an, dass dort ein Flugplatzinformati-
onsdienst derzeit als notwendig betrachtet werden kann. 

Für die Inanspruchnahme von Diensten und Einrichtungen der Flugsicherung durch Luftfahr-
zeuge beim An- und Abflug an entsprechenden Flugplätzen werden Kosten (Gebühren und 
Auslagen) gemäß § 1 Absatz 1a der FS-An- und Abflug-Kostenverordnung erhoben (Gebüh-
renbereich 2). Der Flugplatz Bamberg-Breitenau ist deshalb in der Auflistung zu ergänzen. 

 

Zu Nummer 2 (Anlage) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der vorangegangenen Anpassung. 

 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 

 


